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Gesetz über die Angebote für Menschen mit besonderen Betreuungsbedürfnissen (Betreuungsgesetz). Vernehmlassung

Name und Vorname:
     
Adresse: 


     
Zuständig für Rückfragen:
     
Email-Adresse:

     
Telefon Nr.:
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A. Bewilligungs- bzw. Meldepflicht

1. Dienstleistungen in der Familienpflege – wie insbesondere Vermittlung von Pflegeplätze für Minderjährige, sozialpädagogische Begleitung von Pflegeverhältnissen, Aus- und Weiterbildung von Pflegeeltern, Beratung und Therapien für Pflegekinder - sind nur melde- und nicht bewilligungspflichtig (Art. 7 BetrG). Sind Sie einverstanden, dass diese Dienstleistungen nicht bewilligungspflichtig sind?
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NEIN

Bemerkungen:
     
     
     
     
2. 
Sind Sie damit einverstanden, dass ambulante Hilfen wie sozialpädagogische Familienbegleitungen nur meldepflichtig und nicht bewilligungspflichtig sind (Art. 8 BetrG)? 
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Bemerkungen:
     
     
     
     
B. Finanzierung der Betreuungsleistungen

3. 
Sind Sie damit einverstanden, dass der Kanton finanzielle Beiträge nur an Betreuungsangebote leistet, die durch den Kanton anerkannt sind (Art. 11 ff. und 21 BetrG)? 
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Bemerkungen:
     
     
     
     
4. Sind Sie damit einverstanden, dass betreute Personen einen Anteil an die Betreuungsleistungen selber zahlen müssen (Eigenleistungen: übliche Lebenshaltungskosten)?
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Bemerkungen:
     
     
     
     
5. Sind Sie damit einverstanden, dass die Eigenleistungen bei mittellosen Betreuungsbedürftigen über die wirtschaftliche Sozialhilfe finanziert werden?
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Bemerkungen:
     
     
     
     
C. Mitfinanzierung von Investitionsvorhaben

6. Sind Sie einverstanden, dass der Kanton neu anstelle von Investitionsbeiträgen Investitionsdarlehen leistet (Art. 27 ff. BetrG und Art. 41a ff. rev.GesG)?
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Bemerkungen:
     
     
     
     
7. Können Sie sich mit den maximalen Obergrenzen der Investitionspauschalen einverstanden erklären (Art. 29 BetrG und Art. 41c rev.GesG)?
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Bemerkungen:
     
     
     
     
8. Sind Sie damit einverstanden, dass die Rückzahlungsraten, die aufgrund von kantonalen Investitionsdarlehen an die Errichtung von Pflegebetten geschuldet sind, während einer Übergangsfrist ganz und später teilweise erlassen werden?
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Bemerkungen:
     
     
     
     
9. Sind Sie damit einverstanden, dass sich der Kanton an Investitionsvorhaben für Kinder und Jugendliche nicht beteiligt und keine Investitionsdarlehen gewährt?
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Bemerkungen:
     
     
     
     
Allfällige weitere Anregungen und Bemerkungen:
     
     
     
     
     
     
     
     
Datum      
Unterschrift      


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme bis spätestens Freitag, 28. Februar 2014 an:

Staatskanzlei Nidwalden

Dorfplatz 2

6371 Stans

oder an

staatskanzlei@nw.ch
Dieses Formular kann auch elektronisch ausgefüllt werden. Es ist zusammen mit den zugehörigen Unterlagen unter www.nw.ch → Vernehmlassungen abrufbar.


Wir sind Ihnen dankbar, wenn Sie sich bei Ihrer Stellungnahme an der Struktur dieses Formulars orientieren. Sie erleichtern damit die Auswertung der Vernehmlassung.
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